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Bernd Schreiber* hält sich 
nicht für sensationsgeil. Als 
er eines Tages im Straßen-
cafe sitzt, ahnt er nichts Bö-
ses. Doch dann gibt es im Lo-
kal gegenüber einen Knall, 
eine große Explosion – Glas 
zerspringt, Menschen wer-
den aus dem Lokal geschleu-
dert, rennen schreiend vor 
Schmerzen vor die Tür und 
fallen verletzt auf die Straße.

Ohne groß nachzuden-
ken hat Schreiber sein Smart-
phone gezückt, um das Un-
fassbare in Bild und Video 
festzuhalten – auch von den 
Personen, die später Erste 
Hilfe leisten, ohne dass er 
selber Hand anlegt. Die Bil-
der noch nicht verarbei-
tet, kommt er nun auf eine 
makabere Idee. Um seiner 
Freundin das soeben Gese-
hene mitzuteilen, schickt er 
ihr Fotos auf ihr Handy und 
auf Twitter.

Nach einer Stunde setzt 
Schreiber einen drauf – und 
teilt seiner ganzen Face-
book-Gemeinde imponie-
rend mit, dass er Augenzeuge 
eines schweren Unglücks ge-
worden ist – und natürlich 
postet er noch mehr Fotos, 
ohne die Opfer zu anonymi-
sieren. Schreiber bekommt 
daraufhin den Tipp, die Fotos 
doch als sogenannter „Leser-
reporter“ den lokalen Boule-
vardzeitungen – natürlich ge-
gen Geld – anzubieten. Denn 
die regulären Pressefotogra-
fen waren erst vor Ort, als be-
reits die Rettungskräfte ein-
getroffen sind und die Polizei 
die Unglücksstelle abgerie-
gelt hatte.

Einen Vorgang, den Nie-
dersachsens Innenminister 
Boris Pistorius (SPD) künftig 
verhindern möchte. Er kün-
digte an, nach der Sommer-
pause in Zusammenarbeit 
mit dem niedersächsischen 
Justizministerium einen Ge-
setzentwurf zu erarbeiten 
und als Bundesratsinitiative 
einzubringen. Er soll Schau-
lustigen und „Gaffern“ das 
Fotografieren und Filmen 
von Unfallopfern verbieten. 
„Wir brauchen dringend ei-
nen entsprechenden Straf-
tatbestand“, sagte Pistorius.

Pistorius auf Zinne
Der konkrete Anlass, der Pis-
torius „richtig auf Zinne“ 
brachte, war ein schwerer 
Verkehrsunfall in Bremer-
vörde Anfang Juli. Die Au-
tofahrerin war mit ihrem 
Kombi geradewegs und un-
gebremst in die an einer 
T-Kreuzung befindliche Eis-
diele „Pinocchio“ gerast. Ein 
zweijähriger Junge, der mit 
seinen Eltern Eis essen war, 
und ein 65-Jähriger starben. 
Die Eltern wurden zum Teil 
schwer verletzt.

In der Folge der Karambo-
lage gab es massive Range-
leien zwischen Polizei und 
Gaffern, die mit ihren Smart-
phones Fotos machen wollten 
vom in der Tat skurrilen Un-
fallort. „Ich finde es zutiefst 

abstoßend, wenn Gaffer mit 
ihren Handys Verletzte oder 
gar Halbtote aufnehmen, um 
sich damit im Netz zu profi-
lieren“, sagt Pistorius. Solche 
Bilder und Videos seien ein 
„schwerer Verstoß gegen die 
Würde der Menschen“.

Das von ihm geforderte 
Foto- und Filmverbot be-
ziehe sich ausdrücklich auch 
auf alle am Einsatz beteilig-
ten Polizisten und andere 
Einsatzkräfte. Außer Jour-
nalisten könne niemand die 
Erstellung von Fotos und 
Filmen mit einem Informa-
tionsrecht für die Öffentlich-
keit rechtfertigen, sagt Pisto-
rius: Dies gelte ausdrücklich 
auch für sogenannte „Leser-
reporter“, die ihre Bilder ge-
gen eine Abdruckprämie an 
Boulevardzeitungen weiter-
geben würden.

Recht aufs Fotografieren
Pistorius‘ Ankündigung ist 
nicht unumstritten: „Das ist 
eine Einschränkung der In-
formationsfreiheit“, sagte 
der Hamburger Staatsrecht-
ler Ulrich Karpen der taz. Je-
der Mensch habe das Recht 
im öffentlichen Raum zu fo-
tografieren – auch Unfälle, 
sagt Karpen. Die Polizei habe 
durch Maßnahmen wie Ab-
sperrungen, Planen und Ab-
deckungen die Möglichkeit, 
Persönlichkeitsrechte der 
Opfer zu schützen. Und wenn 
das noch nicht möglich war, 
„dann hat das Opfer Pech ge-
habt“, so Karpen. „Grundsätz-
lich steht das Informations-
recht über dem Persönlich-
keitsrecht, weil es sich um 
ein faktisches Ereignis han-
delt, an dem die Schaulusti-
gen keine Schuld haben“. Laut 
Karpen sei ein solches Gesetz 
ein reines „Schaufensterge-
setz, gut gemeint, aber nicht 
beherrschbar“.

Der Kieler Presserechts- 
und Medienanwalt Björn El-
berling ist auch gegen ein Ge-
setz für ein Fotografierverbot 
und verweist auf das Kunst-
urhebergesetz, was jedem 
das Recht aufs eigene Bild 
garantiert. Danach ist das 
Anfertigen von Bildern zwar 
erlaubt, die Frage sei dann 
allerdings, ob das Bild veröf-
fentlicht werden dürfe. Wenn 
ein Foto über ein Unfallopfer 
Anonymität gewährleistet, 
weil die Person nicht identi-
fizierbar sei, spreche nichts 
dagegen. Oder wenn es sich 
um ein „Ereignis der Zeitge-
schichte“ handele, führt El-
berling aus.

Er erinnert an den NSU-Na-
gelbomben-Anschlag von 
Köln aus dem Jahr 2001, wo 
das private Bild eines Op-
fers durch die Internatio-
nale Presse gedruckt wor-
den sei. Aber es gebe auch 
Aufnahmen, wo es „kein öf-
fentliches Interesse gibt, eine 
Person zur Schau zu stellen“, 
sagt Elberling. Zudem ver-
weist der Jurist auf den Para-
grafen 201a Strafgesetzbuch, 
der schon jetzt Bildaufnah-
men in „höchstpersönlichen 
Lebensbereichen“ untersagt 
und unter Strafe bis zu zwei 
Jahren Haft stellt. Denn: Wer 
die „Bildaufnahme, die die 
Hilflosigkeit einer anderen 
Person zur Schau stellt, unbe-
fugt herstellt oder überträgt 
und dadurch den höchst-
persönlichen Lebensbereich 
der abgebildeten Person ver-
letzt“, handelt bereits heute 
gesetzwidrig.  KAI VON APPEN
*Name geändert

Handy-Knipser  
im Visier
NOVELLE Niedersachsen 
plant ein Gesetz zum 
Fotografierverbot 
von Unfällen durch 
Privatpersonen und 
Leserreporter. Bei 
Experten ist die Idee 
allerdings umstritten

Studierende helfen Geflüchteten
VON JÖRDIS FRÜCHTENICHT

Der hiesige Behördendschun-
gel mit seinen Anträgen, seinem 
Juristen-Deutsch ist bereits für 
Muttersprachler oft schwer zu 
durchdringen. Für Flüchtlinge 
ist es ungleich komplizierter. 
In immer mehr Städten bekom-
men sie nun Hilfe von Jurastu-
dierenden: In „Refugee Law Cli-
nics“ erhalten Flüchtlinge kos-
tenlose Beratung.

Die Idee der Law Clinics 
stammt ursprünglich aus den 
USA: Jurastudierende führen 
Rechtsberatungen für Men-
schen durch, die sich keinen 
Anwalt leisten können. Und die 
Studierenden können im sonst 
praxisarmen Studium wertvolle 
Erfahrungen sammeln. Refugee 
Law Clinics gibt es beispiels-
weise in Köln oder München. 
In Hannover sollen Flüchtlinge 
ab 2016 beraten werden.

Dafür wurde der Verein „Re-
fugee Law Clinic Hannover“ im 
März diesen Jahres von Jurastu-
dentInnen gegründet. Momen-
tan laufen die Planungen, damit 
im Frühjahr die Rechtsberatung 
beginnen kann. Geplant ist, dass 
Berater zu bestimmten Sprech-
zeiten in kooperierende Unter-
künfte gehen. Finanziert wird 
die Vereinsarbeit durch Spen-
den und Fördermitglieder. Fast 
täglich seien Hiobsbotschaften 
von brennenden Flüchtlingshei-
men oder aus dem Mittelmeer 
in den Medien. „Wir haben das 
Weltgeschehen gesehen und ge-
dacht, da muss man etwas ma-
chen“, erklärt Vorstandsmitglied 
Sandra Horn die Motivation.

Um auf die Beratertätigkeit 
vorzubereiten, werden ab Okto-
ber ein Seminar und eine Vor-
lesung angeboten. Im Studium 
selbst wird das Asylrecht näm-
lich nicht behandelt. „Die Aus-
bildung soll möglichst breit 

gefächert sein, um die Bera-
tungsqualität zu gewährleis-
ten“, erläutert Horn. So werden 
etwa AsylrechtlerInnen, Psycho-
logInnen oder SozialarbeiterIn-
nen Vorträge halten. Zudem ist 
geplant, eng mit Anwälten und 
Flüchtlingsorganisationen zu-
sammenzuarbeiten.

Bereits seit 2012 gibt es an der 
Bucerius Law School in Ham-
burg eine Law Clinic, die sich un-
ter anderem mit Ausländerrecht 
beschäftigt; auch sie wurde auf 
Initiative von Studierenden ge-
gründet. Etwa ein Drittel der 
Beratungen drehe sich um das 
Aufenthaltsrecht, so die Jura-
studentin Paula Ciré. Um die 
Hilfesuchenden kümmert sich 
immer ein Team aus einem An-
walt und zwei sogenannten „Le-
gal Advisern“, studentischen Be-
raterInnen. Das Team soll dabei 
möglichst gleichberechtigt ar-
beiten, die Studierenden die Ge-
spräche führen. Die StudentIn-
nen seien für den Kontakt gut, 
da bei ihnen meist die Person im 
Vordergrund stehe, meint Ciré, 
die Anwälte konzentrierten sich 
eher auf den Fall. Sie sichern da-
bei nicht nur die Beratungsqua-
lität. Sie sind auch notwendig, 
da in Deutschland nur Rechts-
anwälte professionell Rechtsrat 
erteilen dürfen.

Die Law Clinic, in der sich 19 
Rechtsanwälte und über 60 Stu-
dierende ehrenamtlich engagie-
ren, arbeitet in Kooperation mit 
der Hamburger Diakonie und 
„Arbeit und Leben Hamburg“. 
Nur Hilfesuchende aus den be-
teiligten Beratungseinrichtun-
gen der beiden Organisationen 
haben Zugang zum Angebot der 
Klinik. So wolle man unter ande-
rem sichergehen, dass die Perso-
nen das Kriterium der Bedürf-
tigkeit erfüllen, erklärt Ciré.

Im Gegensatz zur sonst üb-
lichen Praxis von Law Clinics, 

nur Beratungen durchzufüh-
ren, aber keine Mandate zu 
übernehmen, vertreten die An-
wälte in Hamburg ihre Man-
danten bei Bedarf vor Gericht 
und auch außergerichtlich. Seit 
Gründung der Law Clinic wur-
den über 200 Mandate über-
nommen und über 500 Bera-
tungen durchgeführt. Letztere 
dauern meist etwa eine Stunde 
und können zum Beispiel im Be-
reich Arbeitsrecht mit einem 
Brief an den Arbeitgeber enden.

Die Plätze als Legal Adviser 
sind so begehrt, dass die Stu-
dierenden Bewerbungen ein-
reichen müssen. Dabei werde 
besonders nach der Motivation 
geschaut, sagt Ciré: „Die Leute 
sollen hinter dem Projekt ste-
hen.“ Je länger die Studieren-
den dabeibleiben, desto mehr 
profitiere die Klinik davon. „Es 
gibt natürlich unterschiedliche 
Gründe, warum die Leute hier 
mitmachen. Einer ist, dass man 
selbst privilegiert ist und nicht 
jeder Zugang zum Rechtssystem 
hat“, so Ciré. Nicht alle Erfahrun-
gen, die die BeraterInnen ma-
chen, sind einfach zu verarbei-
ten. „Besonders schwierig ist die 
Erkenntnis, dass das, was man 
studiert, nicht immer zu Gerech-
tigkeit führt.“

Beratung für Bedürftige
An der Universität Göttingen 
gibt es ebenfalls ein Beratungs-
angebot für Bedürftige, in Ko-
operation mit der Göttinger Ta-
fel. Wöchentlich gebe es eine 
zweistündige Sprechstunde, die 
das ganze Jahr hindurch gut ge-
füllt sei, erläutert Helen Wien-
ands von der Studentischen 
Rechtsberatung. Auch hier wird 
die Beratungsqualität durch ei-
nen anwesenden Rechtsanwalt 
sichergestellt. Es findet eine 
Erstberatung statt, in der etwa 
für Analphabeten auch Schrei-

Viele Flüchtlinge brauchen rechtlichen Rat, können sich aber keinen Anwalt leisten Foto: dpa

RECHTSBERATUNG In 
Hannover bauen 
JurastudentInnen 
eine „Refugee Law 
Clinic“ auf. In 
Hamburg gibt es die 
kostenlose Beratung 
schon seit 2012, 
auch Göttingen und 
Bremen haben 
ähnliche Angebote. 
Meist geht es dabei 
um das Asylrecht

Jura und Theologie sind ge-
gensätzliche Disziplinen – im 
Zentrum für Medizinrecht 
der Georg-August-Universi-
tät in Göttingen arbeiten sie 
jetzt zusammen. „Spannend“ 
sei die Arbeit mit den Theo-
logen, erzählt Gunnar Duttge 
vom Lehrstuhl für strafrecht-
liches Medizinrecht, zugleich 
Mitgründer des Zentrums. 
Es seien die evangelischen 
Theologen, die offen für 
verschiedene Bereiche des 
Rechts seien, sagt er.

Nach Lust und Laune
Mit Vertretern der Medizin 
verbindet die Rechtswissen-
schaftler in Göttingen be-
reits eine längere Tradition. 
Vor über 40 Jahren began-
nen hier zwei Juristen und 
ein Mediziner, das Arzt- und 
Arzneimittelrecht zu dis-
kutieren. Das geschah zu-
nächst nach „Lust und Laune“, 
erzählt Duttge. Vor einem 
Jahr taten sich nun die Me-
dizinische, die Juristische 
und die Theologische Fakul-
tät zusammen, um gemein-
same ethische und rechtli-
che Grundlagen des Medi-
zinrechts zu erforschen.

Erste Ergebnisse präsen-
tierten sie bei einem Sym-
posium im Juni. Themen 
wie „gesundheitliche Voraus-
planung“, „ärztlich assistier-
ter Suizid“ und „Biobanken“ 
wurden von Juristen, Theo-
logen und Ärzten zusam-
men besprochen. „Das sind 
wichtige Themen, die in den 
kommenden zehn Jahren zu 
diskutieren sind“, sagt Volker 
Lipp, Professor für Zivilrecht 
und geschäftsführender Di-
rektor des Zentrums. Bioban-
ken zum Beispiel sind Samm-
lungen genetischer Proben. 
Fragen des Datenschutzes 
sind hierbei ein zentrales An-
liegen des Zentrums.

Die erste Aufgabe des Zent-
rums sei, aufzuklären und zu 
differenzieren, sagt Lipp. Die 
bioethische Diskussion be-
wege sich in einem starken 
Spannungsfeld: Für die einen 
seien manche Möglichkeiten 
der modernen Medizin „ver-
boten und verwerflich“, für 
die anderen eröffneten sie 
neue Felder. Für solche De-
batten will das Zentrum die 
wissenschaftlichen Grundla-
gen liefern.

Außerdem entwickelt das 
Zentrum konkrete Regulie-
rungsvorschläge. Diese Auf-
gabe ist stark geprägt von 
der Zusammenarbeit mit 
den klinischen Medizinern. 
Denn sie erleben jeden Tag 
konkret die Auswirkungen 
der theoretischen Rechts-
grundlagen. Deswegen be-
tont Duttge, ihm sei es wich-
tig, „Rechtspolitik nicht ein-
fach vom Schreibtisch aus zu 
begleiten, sondern interdiszi-
plinär zu gestalten“.

Ein Forschungsprojekt 
ist derzeit in der Konzepti-
onsphase: Doktoranden der 
medizinischen und juristi-
schen Fakultät untersuchen 
die Gabe von Arzneimitteln, 
die für das betroffene Krank-
heitsbild noch nicht zugelas-
sen sind. Als Beispiel nennt 
Duttge den Fall eines neun-
jährigen Mädchens. Dieser 
erregte vor einigen Wochen 
Aufsehen. Das Mädchen er-

Recht oder Moral
FORSCHUNG Jura und Theologie gelten als 
gegensätzliche Disziplinen. Am Zentrum für 
Medizinrecht in Göttingen widmen sie sich 
in der Medizin nun brisanten Fragen wie 
Biobanken und ärztlich assistiertem Suizid

ben vor Ort aufgesetzt werden. 
Unter den Ratsuchenden gibt es 
zwar auch Flüchtlinge, doch die 
Beratungen werden eher im Be-
reich des Miet- und Sozialrechts 
durchgeführt. „Abschiebung 
beispielsweise ist ein zu großes 
Thema für die Sprechstunde“, 
erklärt Wienands den Themen-
fokus. Zur Not werde an einen 
Fachanwalt verwiesen.

Hinter der Law Clinic der Uni 
Bremen steht ein anderes Kon-
zept. Hier gibt es ein sogenann-
tes „vorklinisches“ Modell, wel-
ches die Studierenden an die Be-
ratung heranführen soll. In zwei 
Semestern gibt es Seminare mit 
migrationsrechtlichem Schwer-
punkt, in den Semesterferien 
dazwischen absolvieren die Stu-
dierenden ein Praktikum bei ei-
ner Anwaltskanzlei im Bereich 
Asylrecht. Als Ergebnis entstün-
den dann etwa Aufsätze zu be-
stimmten Fragen, erklärt Sebas-
tian Eickenjäger, der die Law Cli-
nic an der Uni Bremen betreut.

Sigmar Walbrecht vom Flücht-
lingsrat Niedersachsen sieht die 
studentische Rechtsberatung als 
zusätzlichen Baustein zum Be-
ratungsangebot für Flüchtlinge 
von anderen Organisationen. 
„In den Ballungszentren gibt es 
gute Beratungsmöglichkeiten, 
in ländlichen Gegenden ist es 
schwierig, eine Beratung zu er-
halten. Insgesamt sind die Kapa-
zitäten ausgeschöpft“, sagt der 
Experte. Grundsätzlich wäre es 
schön, wenn es in Deutschland 
– wie in manchen anderen Län-
dern – Rechtsberatung oder ei-
nen Anwaltszugang für Flücht-
linge auf Kosten des Staates 
gäbe. Allerdings müsse bedacht 
werden, dass unabhängige Or-
ganisationen einen anderen 
Blickwinkel auf die Situation 
der Flüchtlinge haben könnten 
als mögliche staatliche Stellen, 
meint Walbrecht.
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Erst prüfen,
dann zahlen!
Unsere Juristen beraten Sie
professionell und engagiert

krankte an Kinderdemenz. 
Ein Medikament einer 
US-amerikanischen Firma 
soll das einzig wirksame sein 
– ist aber nicht zugelassen. 
„Das ist kein Einzelfall“, sagt 
Duttge. Ärzte fühlten sich in 
der klinischen Medizin häu-
fig gehindert, das vermutlich 
beste Medikament zu ver-
schreiben. Wohingegen das 
Recht die Patienten schüt-
zen will. Ein Arzt soll nicht 
„beliebig frei irgendwelche 
Medikamente verschreiben 
können“, sagt Duttge. Seiner 
Meinung nach ist das ein „un-
gelöstes Dilemma“.

Das Zentrum will hier kon-
krete Vorschläge für die Poli-
tik und Rechtsprechung ent-
werfen. Geplant ist, Theo-
logen einzubeziehen, die 
etwa den Aspekt des ärztli-
chen Gewissens beleuchten 
könnten. Auch ihre Fähig-
keit, Verständnis für die vie-
len unterschiedlichen Seiten 
zu entwickeln, könnte laut 
Duttge hilfreich sein.

Ende des Jahres beschließt 
der Bundestag, ob der assis-
tierte Suizid – etwa durch 
Ärzte – strafrechtlich ver-
folgt werden soll. Derzeit ist 
das noch über das Berufs-
recht geregelt. Die Landes-
berufsordnungen enthal-
ten dabei unterschiedliche 
Regelungen. Die Sterbehilfe 
ist derzeit ständiges Thema 
in Vorträgen oder Diskussi-
onen des Zentrums. Der Lei-
ter der Palliativstation der 
Uni ist zugleich stellvertre-
tender geschäftsführender 
Direktor des Zentrums.

Schärfstes Schwert
Laut Duttge kritisiert das Zen-
trum, dass in der Debatte im 
Bundestag individuelle mo-
ralische Vorstellungen un-
mittelbar mit Rechtsfragen 
verknüpft werden. „Dazu 
noch mit dem Strafrecht – 
das schärfste Schwert der 
Justiz“, sagt er. Ihm ist wich-
tig, Strafrecht und Moral zu 
trennen. Auf der inhaltlichen 
Ebene aber könnten Theolo-
gen moralische und ethische 
Aspekte einbringen, die die 
Notwendigkeit einer recht-
lichen Abstufung nachvoll-
ziehbar machen.

Auch Lipp betont, dass der 
Austausch mit Theologen auf 
inhaltlicher Ebene juristisch 
weiterführend sei. „Die Fra-
gen, wie etwas rechtlich ge-
regelt werden soll – oder ob 
es überhaupt eines Gesetzes 
bedarf – besprechen wir ge-
meinsam“, sagt er. Dass die 
Theologische Fakultät – und 
nicht die Philosophische – 
die Ethik vertrete, liegt laut 
Lipp daran, dass es in Göttin-
gen eine lange Tradition der 
thelogisch-ethischen Aus-
einandersetzung mit Medi-
zin- und Bioethik gebe.

Ökonomische Gegeben-
heiten seien nur bedingt Ge-
genstand des Zentrums. So 
könnte zwar eine flächende-
ckende Palliativversorgung 
den Wunsch nach Suizid ver-
ringern, sagt Lipp. „Das be-
trifft dann die gesellschaft-
liche Tragweite des Themas“, 
sagt er. Forschungsgegen-
stand sei aber die rechtliche 
Regelung der Fälle, die Ster-
behilfe für sich beanspru-
chen wollen. NELE WAGNER

ALLES WAS RECHT IST 

Der Bundesverband der Frau-
enberatungsstellen und Frau-
ennotrufe (BFF) hat die Kampa-
gne „Vergewaltigung verurteilen 
– Ihre Stimme jetzt“ gestartet. 
In diesem Rahmen steht auch 
eine Postkartenaktion in Ham-
burg, initiiert von der Hambur-
ger Fachberatungsstelle Notruf 
für vergewaltigte Frauen und 
Mädchen e. V. Ziel der Kampa-
gne ist, eine Reform des Sexu-
alstrafrechts und einen umfas-
senden Schutz der sexuellen 
Selbstbestimmung zu errei-
chen. Hierzulande seien „längst 
nicht alle Fälle, in denen sexu-
elle Handlungen gegen den Wil-
len einer Person ausgeübt wer-
den, strafbar“, so die Initiatoren. 
Faktisch müsse sich eine Frau 
körperlich wehren, sonst liege 
zumeist keine Straftat vor. Vie-
len Frauen sei dies jedoch nicht 
möglich, sei es aus Angst oder 
aufgrund ihrer körperlichen Un-
terlegenheit. Das Bundesjustiz-
ministerium plane noch immer 
keine Regelung, die den Anfor-
derungen eines modernen Se-
xualstrafrechts genüge. (taz)

90 Prozent der Rechtsschutz-
versicherer setzen auf Media-
tion und übernehmen auch die 
dafür anfallenden Kosten. Das 
teilte der Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) mit. „Die außerge-
richtliche Konfliktlösung ist wei-
terhin auf dem Vormarsch“, so 
der GDV. Streitigkeiten würden 
mit Mediation oft schneller und 
kostengünstiger einvernehm-
lich geklärt – ohne mitunter 
langwierige Gerichtsverfahren. 
Die GDV weist darauf hin, dass 
Versicherer mitunter die Kosten 
einer Mediation auch für solche 
Streitigkeiten übernehmen, die 
üblicherweise nicht mitversi-
chert sind, etwa beim Hausbau 
oder bei Konflikten mit dem Le-
benspartner. Nach einer Media-
tion steht weiterhin der Rechts-
weg offen. Zwar spricht die GDV 
hier generell von „Mediation“ – 
es handelt sich jedoch vorwie-
gend um „Telefonmediation“, 
die meist an externe Dienstleis-
ter vergeben wird. (taz)
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Bernd Schreiber* hält sich 
nicht für sensationsgeil. Als 
er eines Tages im Straßen-
cafe sitzt, ahnt er nichts Bö-
ses. Doch dann gibt es im Lo-
kal gegenüber einen Knall, 
eine große Explosion – Glas 
zerspringt, Menschen wer-
den aus dem Lokal geschleu-
dert, rennen schreiend vor 
Schmerzen vor die Tür und 
fallen verletzt auf die Straße.

Ohne groß nachzuden-
ken hat Schreiber sein Smart-
phone gezückt, um das Un-
fassbare in Bild und Video 
festzuhalten – auch von den 
Personen, die später Erste 
Hilfe leisten, ohne dass er 
selber Hand anlegt. Die Bil-
der noch nicht verarbei-
tet, kommt er nun auf eine 
makabere Idee. Um seiner 
Freundin das soeben Gese-
hene mitzuteilen, schickt er 
ihr Fotos auf ihr Handy und 
auf Twitter.

Nach einer Stunde setzt 
Schreiber einen drauf – und 
teilt seiner ganzen Face-
book-Gemeinde imponie-
rend mit, dass er Augenzeuge 
eines schweren Unglücks ge-
worden ist – und natürlich 
postet er noch mehr Fotos, 
ohne die Opfer zu anonymi-
sieren. Schreiber bekommt 
daraufhin den Tipp, die Fotos 
doch als sogenannter „Leser-
reporter“ den lokalen Boule-
vardzeitungen – natürlich ge-
gen Geld – anzubieten. Denn 
die regulären Pressefotogra-
fen waren erst vor Ort, als be-
reits die Rettungskräfte ein-
getroffen sind und die Polizei 
die Unglücksstelle abgerie-
gelt hatte.

Einen Vorgang, den Nie-
dersachsens Innenminister 
Boris Pistorius (SPD) künftig 
verhindern möchte. Er kün-
digte an, nach der Sommer-
pause in Zusammenarbeit 
mit dem niedersächsischen 
Justizministerium einen Ge-
setzentwurf zu erarbeiten 
und als Bundesratsinitiative 
einzubringen. Er soll Schau-
lustigen und „Gaffern“ das 
Fotografieren und Filmen 
von Unfallopfern verbieten. 
„Wir brauchen dringend ei-
nen entsprechenden Straf-
tatbestand“, sagte Pistorius.

Pistorius auf Zinne
Der konkrete Anlass, der Pis-
torius „richtig auf Zinne“ 
brachte, war ein schwerer 
Verkehrsunfall in Bremer-
vörde Anfang Juli. Die Au-
tofahrerin war mit ihrem 
Kombi geradewegs und un-
gebremst in die an einer 
T-Kreuzung befindliche Eis-
diele „Pinocchio“ gerast. Ein 
zweijähriger Junge, der mit 
seinen Eltern Eis essen war, 
und ein 65-Jähriger starben. 
Die Eltern wurden zum Teil 
schwer verletzt.

In der Folge der Karambo-
lage gab es massive Range-
leien zwischen Polizei und 
Gaffern, die mit ihren Smart-
phones Fotos machen wollten 
vom in der Tat skurrilen Un-
fallort. „Ich finde es zutiefst 

abstoßend, wenn Gaffer mit 
ihren Handys Verletzte oder 
gar Halbtote aufnehmen, um 
sich damit im Netz zu profi-
lieren“, sagt Pistorius. Solche 
Bilder und Videos seien ein 
„schwerer Verstoß gegen die 
Würde der Menschen“.

Das von ihm geforderte 
Foto- und Filmverbot be-
ziehe sich ausdrücklich auch 
auf alle am Einsatz beteilig-
ten Polizisten und andere 
Einsatzkräfte. Außer Jour-
nalisten könne niemand die 
Erstellung von Fotos und 
Filmen mit einem Informa-
tionsrecht für die Öffentlich-
keit rechtfertigen, sagt Pisto-
rius: Dies gelte ausdrücklich 
auch für sogenannte „Leser-
reporter“, die ihre Bilder ge-
gen eine Abdruckprämie an 
Boulevardzeitungen weiter-
geben würden.

Recht aufs Fotografieren
Pistorius‘ Ankündigung ist 
nicht unumstritten: „Das ist 
eine Einschränkung der In-
formationsfreiheit“, sagte 
der Hamburger Staatsrecht-
ler Ulrich Karpen der taz. Je-
der Mensch habe das Recht 
im öffentlichen Raum zu fo-
tografieren – auch Unfälle, 
sagt Karpen. Die Polizei habe 
durch Maßnahmen wie Ab-
sperrungen, Planen und Ab-
deckungen die Möglichkeit, 
Persönlichkeitsrechte der 
Opfer zu schützen. Und wenn 
das noch nicht möglich war, 
„dann hat das Opfer Pech ge-
habt“, so Karpen. „Grundsätz-
lich steht das Informations-
recht über dem Persönlich-
keitsrecht, weil es sich um 
ein faktisches Ereignis han-
delt, an dem die Schaulusti-
gen keine Schuld haben“. Laut 
Karpen sei ein solches Gesetz 
ein reines „Schaufensterge-
setz, gut gemeint, aber nicht 
beherrschbar“.

Der Kieler Presserechts- 
und Medienanwalt Björn El-
berling ist auch gegen ein Ge-
setz für ein Fotografierverbot 
und verweist auf das Kunst-
urhebergesetz, was jedem 
das Recht aufs eigene Bild 
garantiert. Danach ist das 
Anfertigen von Bildern zwar 
erlaubt, die Frage sei dann 
allerdings, ob das Bild veröf-
fentlicht werden dürfe. Wenn 
ein Foto über ein Unfallopfer 
Anonymität gewährleistet, 
weil die Person nicht identi-
fizierbar sei, spreche nichts 
dagegen. Oder wenn es sich 
um ein „Ereignis der Zeitge-
schichte“ handele, führt El-
berling aus.

Er erinnert an den NSU-Na-
gelbomben-Anschlag von 
Köln aus dem Jahr 2001, wo 
das private Bild eines Op-
fers durch die Internatio-
nale Presse gedruckt wor-
den sei. Aber es gebe auch 
Aufnahmen, wo es „kein öf-
fentliches Interesse gibt, eine 
Person zur Schau zu stellen“, 
sagt Elberling. Zudem ver-
weist der Jurist auf den Para-
grafen 201a Strafgesetzbuch, 
der schon jetzt Bildaufnah-
men in „höchstpersönlichen 
Lebensbereichen“ untersagt 
und unter Strafe bis zu zwei 
Jahren Haft stellt. Denn: Wer 
die „Bildaufnahme, die die 
Hilflosigkeit einer anderen 
Person zur Schau stellt, unbe-
fugt herstellt oder überträgt 
und dadurch den höchst-
persönlichen Lebensbereich 
der abgebildeten Person ver-
letzt“, handelt bereits heute 
gesetzwidrig.  KAI VON APPEN
*Name geändert

Handy-Knipser  
im Visier
NOVELLE Niedersachsen 
plant ein Gesetz zum 
Fotografierverbot 
von Unfällen durch 
Privatpersonen und 
Leserreporter. Bei 
Experten ist die Idee 
allerdings umstritten

Studierende helfen Geflüchteten
VON JÖRDIS FRÜCHTENICHT

Der hiesige Behördendschun-
gel mit seinen Anträgen, seinem 
Juristen-Deutsch ist bereits für 
Muttersprachler oft schwer zu 
durchdringen. Für Flüchtlinge 
ist es ungleich komplizierter. 
In immer mehr Städten bekom-
men sie nun Hilfe von Jurastu-
dierenden: In „Refugee Law Cli-
nics“ erhalten Flüchtlinge kos-
tenlose Beratung.

Die Idee der Law Clinics 
stammt ursprünglich aus den 
USA: Jurastudierende führen 
Rechtsberatungen für Men-
schen durch, die sich keinen 
Anwalt leisten können. Und die 
Studierenden können im sonst 
praxisarmen Studium wertvolle 
Erfahrungen sammeln. Refugee 
Law Clinics gibt es beispiels-
weise in Köln oder München. 
In Hannover sollen Flüchtlinge 
ab 2016 beraten werden.

Dafür wurde der Verein „Re-
fugee Law Clinic Hannover“ im 
März diesen Jahres von Jurastu-
dentInnen gegründet. Momen-
tan laufen die Planungen, damit 
im Frühjahr die Rechtsberatung 
beginnen kann. Geplant ist, dass 
Berater zu bestimmten Sprech-
zeiten in kooperierende Unter-
künfte gehen. Finanziert wird 
die Vereinsarbeit durch Spen-
den und Fördermitglieder. Fast 
täglich seien Hiobsbotschaften 
von brennenden Flüchtlingshei-
men oder aus dem Mittelmeer 
in den Medien. „Wir haben das 
Weltgeschehen gesehen und ge-
dacht, da muss man etwas ma-
chen“, erklärt Vorstandsmitglied 
Sandra Horn die Motivation.

Um auf die Beratertätigkeit 
vorzubereiten, werden ab Okto-
ber ein Seminar und eine Vor-
lesung angeboten. Im Studium 
selbst wird das Asylrecht näm-
lich nicht behandelt. „Die Aus-
bildung soll möglichst breit 

gefächert sein, um die Bera-
tungsqualität zu gewährleis-
ten“, erläutert Horn. So werden 
etwa AsylrechtlerInnen, Psycho-
logInnen oder SozialarbeiterIn-
nen Vorträge halten. Zudem ist 
geplant, eng mit Anwälten und 
Flüchtlingsorganisationen zu-
sammenzuarbeiten.

Bereits seit 2012 gibt es an der 
Bucerius Law School in Ham-
burg eine Law Clinic, die sich un-
ter anderem mit Ausländerrecht 
beschäftigt; auch sie wurde auf 
Initiative von Studierenden ge-
gründet. Etwa ein Drittel der 
Beratungen drehe sich um das 
Aufenthaltsrecht, so die Jura-
studentin Paula Ciré. Um die 
Hilfesuchenden kümmert sich 
immer ein Team aus einem An-
walt und zwei sogenannten „Le-
gal Advisern“, studentischen Be-
raterInnen. Das Team soll dabei 
möglichst gleichberechtigt ar-
beiten, die Studierenden die Ge-
spräche führen. Die StudentIn-
nen seien für den Kontakt gut, 
da bei ihnen meist die Person im 
Vordergrund stehe, meint Ciré, 
die Anwälte konzentrierten sich 
eher auf den Fall. Sie sichern da-
bei nicht nur die Beratungsqua-
lität. Sie sind auch notwendig, 
da in Deutschland nur Rechts-
anwälte professionell Rechtsrat 
erteilen dürfen.

Die Law Clinic, in der sich 19 
Rechtsanwälte und über 60 Stu-
dierende ehrenamtlich engagie-
ren, arbeitet in Kooperation mit 
der Hamburger Diakonie und 
„Arbeit und Leben Hamburg“. 
Nur Hilfesuchende aus den be-
teiligten Beratungseinrichtun-
gen der beiden Organisationen 
haben Zugang zum Angebot der 
Klinik. So wolle man unter ande-
rem sichergehen, dass die Perso-
nen das Kriterium der Bedürf-
tigkeit erfüllen, erklärt Ciré.

Im Gegensatz zur sonst üb-
lichen Praxis von Law Clinics, 

nur Beratungen durchzufüh-
ren, aber keine Mandate zu 
übernehmen, vertreten die An-
wälte in Hamburg ihre Man-
danten bei Bedarf vor Gericht 
und auch außergerichtlich. Seit 
Gründung der Law Clinic wur-
den über 200 Mandate über-
nommen und über 500 Bera-
tungen durchgeführt. Letztere 
dauern meist etwa eine Stunde 
und können zum Beispiel im Be-
reich Arbeitsrecht mit einem 
Brief an den Arbeitgeber enden.

Die Plätze als Legal Adviser 
sind so begehrt, dass die Stu-
dierenden Bewerbungen ein-
reichen müssen. Dabei werde 
besonders nach der Motivation 
geschaut, sagt Ciré: „Die Leute 
sollen hinter dem Projekt ste-
hen.“ Je länger die Studieren-
den dabeibleiben, desto mehr 
profitiere die Klinik davon. „Es 
gibt natürlich unterschiedliche 
Gründe, warum die Leute hier 
mitmachen. Einer ist, dass man 
selbst privilegiert ist und nicht 
jeder Zugang zum Rechtssystem 
hat“, so Ciré. Nicht alle Erfahrun-
gen, die die BeraterInnen ma-
chen, sind einfach zu verarbei-
ten. „Besonders schwierig ist die 
Erkenntnis, dass das, was man 
studiert, nicht immer zu Gerech-
tigkeit führt.“

Beratung für Bedürftige
An der Universität Göttingen 
gibt es ebenfalls ein Beratungs-
angebot für Bedürftige, in Ko-
operation mit der Göttinger Ta-
fel. Wöchentlich gebe es eine 
zweistündige Sprechstunde, die 
das ganze Jahr hindurch gut ge-
füllt sei, erläutert Helen Wien-
ands von der Studentischen 
Rechtsberatung. Auch hier wird 
die Beratungsqualität durch ei-
nen anwesenden Rechtsanwalt 
sichergestellt. Es findet eine 
Erstberatung statt, in der etwa 
für Analphabeten auch Schrei-

Viele Flüchtlinge brauchen rechtlichen Rat, können sich aber keinen Anwalt leisten Foto: dpa

RECHTSBERATUNG In 
Hannover bauen 
JurastudentInnen 
eine „Refugee Law 
Clinic“ auf. In 
Hamburg gibt es die 
kostenlose Beratung 
schon seit 2012, 
auch Göttingen und 
Bremen haben 
ähnliche Angebote. 
Meist geht es dabei 
um das Asylrecht

Jura und Theologie sind ge-
gensätzliche Disziplinen – im 
Zentrum für Medizinrecht 
der Georg-August-Universi-
tät in Göttingen arbeiten sie 
jetzt zusammen. „Spannend“ 
sei die Arbeit mit den Theo-
logen, erzählt Gunnar Duttge 
vom Lehrstuhl für strafrecht-
liches Medizinrecht, zugleich 
Mitgründer des Zentrums. 
Es seien die evangelischen 
Theologen, die offen für 
verschiedene Bereiche des 
Rechts seien, sagt er.

Nach Lust und Laune
Mit Vertretern der Medizin 
verbindet die Rechtswissen-
schaftler in Göttingen be-
reits eine längere Tradition. 
Vor über 40 Jahren began-
nen hier zwei Juristen und 
ein Mediziner, das Arzt- und 
Arzneimittelrecht zu dis-
kutieren. Das geschah zu-
nächst nach „Lust und Laune“, 
erzählt Duttge. Vor einem 
Jahr taten sich nun die Me-
dizinische, die Juristische 
und die Theologische Fakul-
tät zusammen, um gemein-
same ethische und rechtli-
che Grundlagen des Medi-
zinrechts zu erforschen.

Erste Ergebnisse präsen-
tierten sie bei einem Sym-
posium im Juni. Themen 
wie „gesundheitliche Voraus-
planung“, „ärztlich assistier-
ter Suizid“ und „Biobanken“ 
wurden von Juristen, Theo-
logen und Ärzten zusam-
men besprochen. „Das sind 
wichtige Themen, die in den 
kommenden zehn Jahren zu 
diskutieren sind“, sagt Volker 
Lipp, Professor für Zivilrecht 
und geschäftsführender Di-
rektor des Zentrums. Bioban-
ken zum Beispiel sind Samm-
lungen genetischer Proben. 
Fragen des Datenschutzes 
sind hierbei ein zentrales An-
liegen des Zentrums.

Die erste Aufgabe des Zent-
rums sei, aufzuklären und zu 
differenzieren, sagt Lipp. Die 
bioethische Diskussion be-
wege sich in einem starken 
Spannungsfeld: Für die einen 
seien manche Möglichkeiten 
der modernen Medizin „ver-
boten und verwerflich“, für 
die anderen eröffneten sie 
neue Felder. Für solche De-
batten will das Zentrum die 
wissenschaftlichen Grundla-
gen liefern.

Außerdem entwickelt das 
Zentrum konkrete Regulie-
rungsvorschläge. Diese Auf-
gabe ist stark geprägt von 
der Zusammenarbeit mit 
den klinischen Medizinern. 
Denn sie erleben jeden Tag 
konkret die Auswirkungen 
der theoretischen Rechts-
grundlagen. Deswegen be-
tont Duttge, ihm sei es wich-
tig, „Rechtspolitik nicht ein-
fach vom Schreibtisch aus zu 
begleiten, sondern interdiszi-
plinär zu gestalten“.

Ein Forschungsprojekt 
ist derzeit in der Konzepti-
onsphase: Doktoranden der 
medizinischen und juristi-
schen Fakultät untersuchen 
die Gabe von Arzneimitteln, 
die für das betroffene Krank-
heitsbild noch nicht zugelas-
sen sind. Als Beispiel nennt 
Duttge den Fall eines neun-
jährigen Mädchens. Dieser 
erregte vor einigen Wochen 
Aufsehen. Das Mädchen er-

Recht oder Moral
FORSCHUNG Jura und Theologie gelten als 
gegensätzliche Disziplinen. Am Zentrum für 
Medizinrecht in Göttingen widmen sie sich 
in der Medizin nun brisanten Fragen wie 
Biobanken und ärztlich assistiertem Suizid

ben vor Ort aufgesetzt werden. 
Unter den Ratsuchenden gibt es 
zwar auch Flüchtlinge, doch die 
Beratungen werden eher im Be-
reich des Miet- und Sozialrechts 
durchgeführt. „Abschiebung 
beispielsweise ist ein zu großes 
Thema für die Sprechstunde“, 
erklärt Wienands den Themen-
fokus. Zur Not werde an einen 
Fachanwalt verwiesen.

Hinter der Law Clinic der Uni 
Bremen steht ein anderes Kon-
zept. Hier gibt es ein sogenann-
tes „vorklinisches“ Modell, wel-
ches die Studierenden an die Be-
ratung heranführen soll. In zwei 
Semestern gibt es Seminare mit 
migrationsrechtlichem Schwer-
punkt, in den Semesterferien 
dazwischen absolvieren die Stu-
dierenden ein Praktikum bei ei-
ner Anwaltskanzlei im Bereich 
Asylrecht. Als Ergebnis entstün-
den dann etwa Aufsätze zu be-
stimmten Fragen, erklärt Sebas-
tian Eickenjäger, der die Law Cli-
nic an der Uni Bremen betreut.

Sigmar Walbrecht vom Flücht-
lingsrat Niedersachsen sieht die 
studentische Rechtsberatung als 
zusätzlichen Baustein zum Be-
ratungsangebot für Flüchtlinge 
von anderen Organisationen. 
„In den Ballungszentren gibt es 
gute Beratungsmöglichkeiten, 
in ländlichen Gegenden ist es 
schwierig, eine Beratung zu er-
halten. Insgesamt sind die Kapa-
zitäten ausgeschöpft“, sagt der 
Experte. Grundsätzlich wäre es 
schön, wenn es in Deutschland 
– wie in manchen anderen Län-
dern – Rechtsberatung oder ei-
nen Anwaltszugang für Flücht-
linge auf Kosten des Staates 
gäbe. Allerdings müsse bedacht 
werden, dass unabhängige Or-
ganisationen einen anderen 
Blickwinkel auf die Situation 
der Flüchtlinge haben könnten 
als mögliche staatliche Stellen, 
meint Walbrecht.

Mieter helfen Mietern
Hamburger Mieterverein e.V.

www.mhmhamburg.de

040/4313940

Erst prüfen,
dann zahlen!
Unsere Juristen beraten Sie
professionell und engagiert

krankte an Kinderdemenz. 
Ein Medikament einer 
US-amerikanischen Firma 
soll das einzig wirksame sein 
– ist aber nicht zugelassen. 
„Das ist kein Einzelfall“, sagt 
Duttge. Ärzte fühlten sich in 
der klinischen Medizin häu-
fig gehindert, das vermutlich 
beste Medikament zu ver-
schreiben. Wohingegen das 
Recht die Patienten schüt-
zen will. Ein Arzt soll nicht 
„beliebig frei irgendwelche 
Medikamente verschreiben 
können“, sagt Duttge. Seiner 
Meinung nach ist das ein „un-
gelöstes Dilemma“.

Das Zentrum will hier kon-
krete Vorschläge für die Poli-
tik und Rechtsprechung ent-
werfen. Geplant ist, Theo-
logen einzubeziehen, die 
etwa den Aspekt des ärztli-
chen Gewissens beleuchten 
könnten. Auch ihre Fähig-
keit, Verständnis für die vie-
len unterschiedlichen Seiten 
zu entwickeln, könnte laut 
Duttge hilfreich sein.

Ende des Jahres beschließt 
der Bundestag, ob der assis-
tierte Suizid – etwa durch 
Ärzte – strafrechtlich ver-
folgt werden soll. Derzeit ist 
das noch über das Berufs-
recht geregelt. Die Landes-
berufsordnungen enthal-
ten dabei unterschiedliche 
Regelungen. Die Sterbehilfe 
ist derzeit ständiges Thema 
in Vorträgen oder Diskussi-
onen des Zentrums. Der Lei-
ter der Palliativstation der 
Uni ist zugleich stellvertre-
tender geschäftsführender 
Direktor des Zentrums.

Schärfstes Schwert
Laut Duttge kritisiert das Zen-
trum, dass in der Debatte im 
Bundestag individuelle mo-
ralische Vorstellungen un-
mittelbar mit Rechtsfragen 
verknüpft werden. „Dazu 
noch mit dem Strafrecht – 
das schärfste Schwert der 
Justiz“, sagt er. Ihm ist wich-
tig, Strafrecht und Moral zu 
trennen. Auf der inhaltlichen 
Ebene aber könnten Theolo-
gen moralische und ethische 
Aspekte einbringen, die die 
Notwendigkeit einer recht-
lichen Abstufung nachvoll-
ziehbar machen.

Auch Lipp betont, dass der 
Austausch mit Theologen auf 
inhaltlicher Ebene juristisch 
weiterführend sei. „Die Fra-
gen, wie etwas rechtlich ge-
regelt werden soll – oder ob 
es überhaupt eines Gesetzes 
bedarf – besprechen wir ge-
meinsam“, sagt er. Dass die 
Theologische Fakultät – und 
nicht die Philosophische – 
die Ethik vertrete, liegt laut 
Lipp daran, dass es in Göttin-
gen eine lange Tradition der 
thelogisch-ethischen Aus-
einandersetzung mit Medi-
zin- und Bioethik gebe.

Ökonomische Gegeben-
heiten seien nur bedingt Ge-
genstand des Zentrums. So 
könnte zwar eine flächende-
ckende Palliativversorgung 
den Wunsch nach Suizid ver-
ringern, sagt Lipp. „Das be-
trifft dann die gesellschaft-
liche Tragweite des Themas“, 
sagt er. Forschungsgegen-
stand sei aber die rechtliche 
Regelung der Fälle, die Ster-
behilfe für sich beanspru-
chen wollen. NELE WAGNER

ALLES WAS RECHT IST 

Der Bundesverband der Frau-
enberatungsstellen und Frau-
ennotrufe (BFF) hat die Kampa-
gne „Vergewaltigung verurteilen 
– Ihre Stimme jetzt“ gestartet. 
In diesem Rahmen steht auch 
eine Postkartenaktion in Ham-
burg, initiiert von der Hambur-
ger Fachberatungsstelle Notruf 
für vergewaltigte Frauen und 
Mädchen e. V. Ziel der Kampa-
gne ist, eine Reform des Sexu-
alstrafrechts und einen umfas-
senden Schutz der sexuellen 
Selbstbestimmung zu errei-
chen. Hierzulande seien „längst 
nicht alle Fälle, in denen sexu-
elle Handlungen gegen den Wil-
len einer Person ausgeübt wer-
den, strafbar“, so die Initiatoren. 
Faktisch müsse sich eine Frau 
körperlich wehren, sonst liege 
zumeist keine Straftat vor. Vie-
len Frauen sei dies jedoch nicht 
möglich, sei es aus Angst oder 
aufgrund ihrer körperlichen Un-
terlegenheit. Das Bundesjustiz-
ministerium plane noch immer 
keine Regelung, die den Anfor-
derungen eines modernen Se-
xualstrafrechts genüge. (taz)

90 Prozent der Rechtsschutz-
versicherer setzen auf Media-
tion und übernehmen auch die 
dafür anfallenden Kosten. Das 
teilte der Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) mit. „Die außerge-
richtliche Konfliktlösung ist wei-
terhin auf dem Vormarsch“, so 
der GDV. Streitigkeiten würden 
mit Mediation oft schneller und 
kostengünstiger einvernehm-
lich geklärt – ohne mitunter 
langwierige Gerichtsverfahren. 
Die GDV weist darauf hin, dass 
Versicherer mitunter die Kosten 
einer Mediation auch für solche 
Streitigkeiten übernehmen, die 
üblicherweise nicht mitversi-
chert sind, etwa beim Hausbau 
oder bei Konflikten mit dem Le-
benspartner. Nach einer Media-
tion steht weiterhin der Rechts-
weg offen. Zwar spricht die GDV 
hier generell von „Mediation“ – 
es handelt sich jedoch vorwie-
gend um „Telefonmediation“, 
die meist an externe Dienstleis-
ter vergeben wird. (taz)
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